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9698 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Verkehr 

über den Beschluss des Nationalrates vom 14. Dezember 2016 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem die Straßenverkehrsordnung 1960 geändert wird (28. StVO-
Novelle)  

Der gegenständliche Beschluss des Nationalrates umfasst hauptsächlich folgende Maßnahmen: 
- Da bei Angehörigen der Bundespolizei eine Schulung im Umgang mit Alkomaten jedenfalls Teil der 

Ausbildung ist, soll in Zukunft für diese Personen eine besondere behördliche Ermächtigung zur 
Vornahme von Alkomatuntersuchungen entfallen. 

- Ladestationen für Elektrofahrzeuge: Eine neue Zusatztafel mit dem Symbol eines Steckers wird 
eingeführt; in Verbindung mit einem Zeichen "Halten und Parken verboten" besagt sie, dass an 
dieses Stelle das Halten und Parken für alle Fahrzeuge mit Ausnahme von Elektrofahrzeugen 
verboten ist.  

- Die Verwendungsmöglichkeit von Bildmaterial aus bildgebenden Überwachungsverfahren wird auf 
abschließend aufgezählte Fälle von Übertretungen der Verkehrsvorschriften erweitert. 

 
Der Ausschuss für Verkehr hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
19. Dezember 2016 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Stefan Schennach. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Mag. Nicole Schreyer, Günther Novak, 
Stefan Schennach, Armin Forstner, MPA, Mag. Klaus Fürlinger und Anneliese Junker. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Stefan Schennach gewählt. 

Der Ausschuss für Verkehr stellt nach Beratung der Vorlage am 19. Dezember 2016 mit 
Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

Wien, 2016 12 19 

 Stefan Schennach Hans-Jörg Jenewein, MA 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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